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Der Landrat 

 

 

 

Beschlussvorlage 

 

Organisationseinheit 

Amt für Nahverkehr und Schülerbeförderung  

Datum 

02.06.2023 

Drucksachen-Nr. 

2023/145 

 

 Beratungsfolge  Sitzungsart Sitzungstermin/e  

Technischer und Umweltausschuss öffentlich 12.06.2023 

Kreistag öffentlich 17.07.2023 

 

 

Tagesordnungspunkt 14 

Allgemeine Vorschrift zum Deutschlandticket 

 

 

Beschlussvorschlag 

Der Kreistag beschließt die Satzung i.S. der VO (EG) 1370/2007 über die Gewährung von Billigkeits-

leistungen zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im ÖPNV im Zusammenhang mit dem  

Deutschlandticket als Allgemeine Vorschrift ab 1. Mai 2023 für das Gebiet des Verkehrsverbunds 

Hegau-Bodensee (VHB). 

     

 

 

 

 

 

 

 

 

Vorberatung 

Sitzung Technischer und Umweltausschuss vom 12. Juni 2023 

Beschluss: einstimmig beschlossen  
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Sachverhalt 

Bund und Länder haben sich darauf geeinigt, ein digitales, deutschlandweit gültiges               
„Deutschlandticket“ für den Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) einzuführen. Der Einfüh-
rungspreis beträgt 49 EUR pro Monat im monatlich kündbaren Abonnement.  

Start des Deutschlandtickets war der 1. Mai 2023.  

Mit der Änderung des Regionalisierungsgesetzes gibt der Bund übergangsweise den Tarif vor und 

schafft eine gesetzliche Pflicht zur Anwendung des Deutschlandtickets. Bis spätestens 30. September 

2023 hat der Aufgabenträger durch Allgemeine Vorschrift auf Verbundebene eine entsprechende 

Regelung zu treffen. 

Wie beim Jugendticket BW, erfolgt der Ausgleich gegenüber den Verkehrsunternehmen durch den 

Aufgabenträger als zuständige Behörde. Die zu erlassende Allgemeine Vorschrift stellt die beihilfe-

rechtskonforme Auszahlung der Mittel sicher. 

Für das Jahr 2023 ist der Aufgabenträger durch die bundesgesetzlich geregelte Nachschusspflicht 

abgesichert, dass die gesamten Mindereinnahmen von Bund und Land hälftig getragen werden. Für 

die Zeit ab 2024 gibt es eine politische Absichtserklärung des Landes, wonach sichergestellt wird, 

dass an den Aufgabenträgern sowie Verbünden und Verkehrsunternehmen kein Schaden aus Min-

dereinnahmen bzw. aus deren Ausgleich hängen bleibt. 

Der Mittelabfluss, der in der Allgemeinen Vorschrift geregelt werden muss, ist daher unter den Vor-

behalt zu setzen, dass die Finanzierung des Deutschland-Tickets auch ab 2024 vom Bund und/oder 

Land auskömmlich ist. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlagen 

Anlage 1 – Satzung als Allgemeine Vorschrift  
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Art der Aufgabe 

  Staatliche Aufgabe 

 

  Selbstverwaltungsaufgabe  

                Pflichtaufgabe 

                Freiwillige Aufgabe 

 

Auswirkungen auf beschlossene Ziele und Kennzahlen 

  keine Auswirkungen 

  Auswirkungen auf Ziel/Kennzahl:  

     Nr.:  …    Bezeichnung:  …  

 …   … 

 

Finanzielle Auswirkungen 

Aufwendungen bzw. Auszahlungen 

 

Betrag   HH-Jahr/e 
 

 einmalig    laufend    mehrjährig 

 

… EUR    … 
  

 

Zuschüsse oder (Gegen-)Finanzierung 

 

Betrag   HH-Jahr/e 
 

 einmalig    laufend    mehrjährig 

 

… EUR    … 
  

 

Nettoauswirkungen 

 

… EUR    … 
  

 

 Mittel sind im Haushalt/Entwurf (HHJahr/e …) veranschlagt 
 

Keine Auswirkungen auf den Kreishaushalt. 
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